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Unterlage TOP 2 /48. Sitzung des NBG 

Datum: 29.01.2021 

Beschlussvorlage 

Thema: Begutachtungen der Berechnungsgrundlage 

für die Dosisabschätzung bei der Endlagerung von 

hochradioaktiven Abfällen
Eingebracht von: Fachgruppe III Sicherheit und Strahlenschutz 

Hintergrund 
Mit dem Standortauswahlverfahren soll nach § 1 Abs. 2 StandAG in einem partizipativen, 

wissenschaftsbasierten, transparenten, selbsthinterfragenden und lernenden Verfahren 

für die im Inland verursachten hoch radioaktiven Abfälle ein Standort in der 

Bundesrepublik mit der bestmöglichen Sicherheit für ein Endlager ermittelt werden. 

Die bestmögliche Sicherheit wird mit der im Oktober 2020 in Kraft getretenen Verordnung 

über Sicherheitsanforderungen für die Endlagerung hochradioaktiver Abfälle (EndlSiAnfV) 

definiert. Diese legt unter anderem maximale zusätzliche effektive Strahlendosen für 

Einzelpersonen der Bevölkerung als Indikator fest. Die zum gleichen Zeitpunkt 

ausgefertigte Verordnung über die Anforderungen an die Durchführung der vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen im Standortauswahlverfahren für die Endlagerung 

hochradioaktiver Abfälle (EndlSiUntV) beschreibt die im Verlauf des Verfahrens von der 

Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) durchzuführenden vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen (vSu) für die Bewertung der Sicherheit der geplanten Endlager. 

Die im Rahmen dieser vSu getroffenen Bewertungen der Sicherheit der einzelnen 

geplanten Endlager werden im Verlauf des Verfahrens gemeinsam mit weiteren Kriterien, 

wie etwa den geologischen Abwägungskriterien, dazu verwendet, um zwischen den 

möglichen Standorten denjenigen mit der bestmöglichen Sicherheit zu identifizieren. Im 

Verlauf des Verfahrens finden drei vSu statt:  

1. repräsentative vSu nach der Ermittlung der Teilgebiete für die Ermittlung von

Standortregionen für die übertägige Erkundung

2. weiterentwickelte vSu nach den übertägigen Erkundungen für die Entwicklung

eines Vorschlags für untertägige Erkundungen

3. umfassende vSu nach den untertägigen Erkundungen für die Entwicklung eines

finalen Standortvorschlags

Das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) hat am 24.09.2020 

einen - unter seiner Federführung mit Beteiligung des Bundesamtes für Strahlenschutz 

(BfS) entstandenen - Entwurf der Berechnungsgrundlage für die Dosisabschätzung bei der 

Endlagerung von hochradioaktiven Abfällen (im Folgenden als „Berechnungsgrundlage“ 

bezeichnet) veröffentlicht. Das Dokument soll die EndlSiUntV ergänzen, da diese in § 4 

Abs. 4 für die Abschätzung der zusätzlichen Strahlendosis eine einheitliche 
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Berechnungsgrundlage vorsieht. Diese Berechnungsgrundlage wird zum ersten Mal bei 

den weiterentwickelten vSu zum Einsatz kommen. Im Zuge der Veröffentlichung hat das 

BASE eine Online-Konsultation sowie einen Workshop zum Entwurf angekündigt. 

Begutachtungsbedarf 
Die Berechnungsgrundlage umfasst 13 Kapitel und fünf Anhänge. Die finale Rechtsform 

des Dokuments ist bisher nicht festgelegt. Das erklärt die bislang zum Teil heterogen 

gestalteten Abschnitte des Dokuments.  

Es ergaben sich bei der näheren Betrachtung die folgenden Fragestellungen, welche zwei 

Themenbereichen zugeordnet werden können: 

1. Grundsatzfragen  
• Entsprechen die in Kapitel IV dargestellten Ziele und Grundsätze für die 

Abschätzung der Dosis sowie das in Kapitel V beschriebene Vorgehen für die 
Erstellung einer Strategie für die Dosisabschätzung dem Stand von 
Wissenschaft und Technik? 

• Sind die Ausführungen in den Kapiteln VII und VIII bezüglich potentieller 
Entwicklungen des Endlagers und dem Umgang mit Ungewissheiten für die 
Abschätzung der Dosis ausreichend oder sollten diese z. B. in einer eigenen 
Handreichung, Verwaltungsvorschrift, etc. weiter ausgeführt werden? 

2. Geo- und Biosphärenmodellierung 
• Ist Kapitel X im Vergleich mit Kapitel XII hinreichend genau formuliert, so 

dass es der BGE möglich ist, auf Basis dessen Berechnungsmodelle für die 
Abschätzung der Dosis in der Geosphäre zu entwickeln? 

• Ist die Ausgestaltung auch im Hinblick auf eine spätere Prüfung des 
Verfahrens hinreichend? 

• Ist die Ausgestaltung der Schnittstellen zwischen den beiden Modellen 
ausreichend genau formuliert? 

 

Das Nationale Begleitgremium möge beschließen, dass 
a) für die Beantwortung der Fragestellungen zum Thema „Grundsatzfragen“ zwei 

Gutachten in Auftrag gegeben werden. Es sollen zwei Gutachten zur gleichen 
Fragestellung vergeben werden, um die Bandbreite des wissenschaftlichen 
Diskurses einfangen zu können. 

b) für die Beantwortung der Fragestellungen zum Thema „Geo- und 
Biosphärenmodellierung“ zwei Gutachten in Auftrag gegeben werden. Die 
Gutachten sollen zur gleichen Fragestellung vergeben werden, einmal an eine/n 
Experte/in der Geosphärenmodellierung und einmal an eine/n Experte/in der 
Biosphärenmodellierung, um die Sichtweise beider Fachbereiche abzubilden. 

 


